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1. Freier Warenverkehr — Ausnahmen — Gesundheitsschutz — Einfuhrverbot fiir ein Lebens­
mittel, weil es einen geringeren Nährwert als ein bereits auf dem Markt befindliches Erzeug­
nis besitzt — Unzulässigkeit 

(EWG- Vertrag, Artikel 36) 

2. Freier Warenverkehr — Mengenmäßige Beschränkungen — Maßnahmen gleicher Wirkung 
— Einfuhr- und Verkehrsverbot für Fleischerzeugnisse, die fleischfremde Erzeugnisse enthal­
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1. Ein Mitgliedstaat kann sich nicht auf 
Gründe des Gesundheitsschutzes stützen, 
um die Einfuhr eines Erzeugnisses mit 
der Begründung zu verbieten, dieses habe 
einen geringeren Nährwert als ein ande­
res Erzeugnis, das sich bereits auf dem 

betreffenden Markt befindet. Es ist näm­
lich offensichtlich, daß die Verbraucher 
in der Gemeinschaft bei Lebensmitteln 
eine so große Auswahl haben, daß der 
bloße Umstand, daß ein eingeführtes Er­
zeugnis einen geringeren Nährwert be-
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sitzt, nicht zu einer wirklichen Gefahr 
für die menschliche Gesundheit führt. 

2. Ein Mitgliedstaat kann das Verbot, 
Fleischerzeugnisse aus anderen Mitglied­
staaten, die bestimmte fleischfremde 
Stoffe enthalten, in sein Hoheitsgebiet 
einzuführen und dort in den Verkehr zu 
bringen, nicht mit den Erfordernissen des 
Verbraucherschutzes und der Lauterkeit 
des Handelsverkehrs rechtfertigen, indem 
er zum einen geltend macht, daß sich bei 
den inländischen Verbrauchern aufgrund 
seit langem bestehender Ernährungsge­
wohnheiten eine festumrissene Erwar­
tungshaltung im Hinblick auf Fleischer­
zeugnisse gebildet habe, und indem er 
zum anderen anführt, daß sich bestimmte 
Wirtschaftsteilnehmer dadurch Wettbe­
werbsvorteile verschaffen könnten, daß 
sie billigere Zutaten von geringerer Qua­
lität verwendeten, ohne daß die unter­
schiedlichen Herstellungsarten für den 
Verbraucher erkennbar seien. Die Infor­
mation des Verbrauchers kann nämlich 
mit Mitteln sichergestellt werden, die die 

Einfuhr der betreffenden Erzeugnisse 
nicht behindern, und zwar insbesondere 
durch die Verpflichtung zu einer ange­
messenen Kennzeichnung hinsichtlich der 
Art des verkauften Erzeugnisses. 

3. Sobald die Gemeinschaft eine gemein­
same Marktorganisation für einen be­
stimmten Sektor errichtet hat, sind die 
Mitgliedstaaten verpflichtet, sich aller 
einseitigen Maßnahmen zu enthalten, 
selbst wenn diese geeignet sind, der Un­
terstützung der gemeinsamen Politik der 
Gemeinschaft zu dienen. 

Nationale Maßnahmen dürfen selbst 
dann, wenn sie eine gemeinsame Politik 
der Gemeinschaft unterstützen, nicht ge­
gen eines der Grundprinzipien der Ge­
meinschaft, wie es der freie Warenver­
kehr ist, verstoßen, ohne durch Gründe 
gerechtfertigt zu sein, die das Gemein­
schaftsrecht selbst anerkennt. 

SITZUNGSBERICHT 
in der Rechtssache 274/87 * 

I — Sachverhalt 

§ 4 Absatz 1 der Fleisch-Verordnung vom 
21. Januar 1982 (BGBl. I, S. 89) verbietet 
es, Fleischerzeugnisse in den Verkehr zu 
bringen, bei deren Herstellung bestimmte 
Stoffe tierischen oder pflanzlichen Ur­
sprungs verwendet worden sind. Zu diesen 
Stoffen gehören unter anderem Milch und 
Milcherzeugnisse, Eier und Eiprodukte so­

wie eiweiß-, stärke- oder dextrinhaltige 
Stoffe pflanzlicher Herkunft. 

Von diesem Verbot gibt es zwei Ausnah­
men. Zum einen schließt § 4 Absatz 2 in 
Verbindung mit Anlage 2 zur Fleisch-Ver­
ordnung die Anwendung von § 4 Absatz 1 
für die in dieser Anlage aufgeführten Stoffe 
unter den dort genannten Voraussetzungen 
aus, ohne daß es nötig wäre, den Gehalt 

* Verfahrenssprache: Deutsch. 
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